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Bonn, den 29. Mai 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Wirtschaftlichkeit des Postreisedienstes 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Gscheidle, 

Dr. Miessner, Stücklen, Dr. Besold und Genossen 
— Drucksache V/2916 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Aus welchen Gründen ist das Einnahmeergebnis des Postreise- 
dienstes ungünstiger als das des Bahnbusdienstes? 

Das Omnibusliniennetz der Deutschen Bundespost ist weitge- 
hend auf den reinen Flächenverkehr ausgerichtet. Es verläuft 
abseits der Hauptverkehrsströme und in teilweise dünn besie- 
delten Gebieten als Zubringer zu den verkehrlichen und wirt- 
schaftlichen Knotenpunkten. Diese Linienstruktur hat zur Folge, 
daß die Beförderungsleistungen, die durchschnittliche Reise- 
weite, der Anteil des Vollzahlerverkehrs und damit die Einnah- 
men je Nutz-km im Vergleich zum Bahnbusdienst geringer sind. 
Die Deutsche Revisions- und Treuhand AG — Treuarbeit — , 
die im Auftrag der Bundesregierung ein Gutachten über die 
Möglichkeiten zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der 
Omnibusdienste von Bahn und Post erstellt hat, erkennt diesen 
Sachverhalt uneingeschränkt an und weist darauf hin, daß bei 
mehr als 35 v. H. aller Kfz-km der Bahn die Einnahme über 
140 Pf/km liegt, während bei der Post in dieser für beide Ver- 
waltungen kostendeckenden Einnahmegruppe lediglich 11,5 
V. H. der Nutz-km gefahren werden. Umgekehrt fährt die Post 
in der Einnahmegruppe bis 120 Pf/km, die für beide Verwaltun- 
gen nicht kostendeckend ist, rund Vs ihrer gesamten Nutz-km, 
die Bahn dagegen nur 38,5 v. H. 


2. Ist durch organisatorische Maßnahmen eine Verbesserung des 
Einnahmeergebnisses im Postreisedienst zu erwarten? 

Die Höhe der Einnahmen im Postreisedienst wird durch die 
Linienstruktur, die Anzahl der Fahrgäste und die Tarif gestal- 
tung (insbesondere im Sozial- und Schülerverkehr) bestimmt. 
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Zur Frage Nummer 1 wurde bereits ausgeführt, daß die Linien 
der Deutschen Bundespost überwiegend abseits der Hauptver- 
kehrsströme und zum Teil in dünn besiedelten Gebieten ver- 
laufen. Durch organisatorische Maßnahmen können die Fre- 
quentierung der Postlinien und demnach auch die Einnahme- 
ergebnisse nicht verbessert werden. 


3. Trifft die in der Öffentlichkeit bisweilen vertretene Auffassung 
zu, zwischen den bundeseigenen Omnibusdiensten bestehe ein 
volkswirtschaftlich unerwünschter und hohe Kosten verursa- 
chender Wettbewerb, indem sie gleiche Verkehrsbeziehungen 
nebeneinander bedienen? 

Ein volkswirtschaftlich unerwünschter und hohe Kosten ver- 
ursachender Wettbewerb zwischen beiden Verwaltungen besteht 
nicht. Schon seit Abschluß des Bahn-Post-Omnibus-Abkommens 
1955 ist sichergestellt, daß Bundesbahn und Bundespost bei 
ihrer Betätigung im Omnibusverkehr auf allen Gebieten eng 
Zusammenarbeiten. Diese gute Zusammenarbeit zeigt sich in 
der Herausgabe gemeinsamer Fahrpläne, der Aufhebung von 
Bedienungsverboten, gemeinsamer Auskunfterteilung und ein- 
heitlicher Tarifgestaltung, besonders aber auch darin, daß Post- 
omnibusse auf Bahnbuslinien und umgekehrt im Rahmen der 
betrieblichen Möglichkeiten eingesetzt werden. 


4. Ist das in der Kostenrechnung der Post ausgewiesene Wirt- 
schaftsergebnis für den Postreisedienst mit dem des Bahnbus- 
dienstes vergleichbar? 

Durch die sorgfältigen und umfangreichen Untersuchungen der 
Treuarbeit ist klargestellt worden, daß das in der betriebswirt- 
schaftlichen Ergebnisrechnung der Deutschen Bundespost für 
den Postreisedienst ausgewiesene Wirtschaftsergebnis aus ver- 
schiedenen Gründen nicht mit dem des Bahnbusdienstes ver- 
gleichbar ist. So ist der Postreisedienst z. B. im Gegensatz zum 
Bahnbusdienst mit der Ablieferung an den Bund zusätzlich be- 
lastet und hat außerdem die gesamte Beamtenversorgung zu 
tragen, während für die Bundesbahn hier eine Sonderregelung 
in Form von Zuschüssen aus dem Bundeshaushalt besteht. 

Außerdem bestehen bedeutsame Erhebungs- und Bewertungs- 
unterschiede in der Systematik der Rechnungswerke von Bahn 
und Post. Die Treuarbeit hat versucht, die Wirtschaftsergeb- 
nisse beider Omnibusdienste vergleichbar zu machen. 


5. In welcher Weise und in welchem Umfang besteht ein Verbund 
zwischen dem Postreisedienst und anderen Betriebsdiensten der 
Deutschen Bundespost? 

Rund 50 V. H. der Postomnibuslinien werden für die Postsachen- 
beförderung insbesondere in abgelegenen und dünn besiedelten 
Gebieten herangezogen. Dadurch kann insoweit auf den Einsatz 
besonderer Postfahrzeuge verzichtet werden. Neben dieser be- 
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trieblichen Verzahnung des Postreisedienstes mit dem Post- 
dienst besteht ein außerordentlich enger Verbund im Verwal- 
tungsdienst einschließlich Hilfs- und Nebendienste (z. B. Per- 
sonal-, Sozial-, Haushalts-, Kassen-, Finanz- und Bauwesen; 
Kanzlei-,. Pförtner-, Reinigungs-, fleizer-, Hausverwaltungs- und 
maschinentechnischer Dienst). Diese Tätigkeiten werden auf der 
Ortsebene bei den Postämtern, in der Mittelinstanz bei den 
Oberpostdirektionen sowie im Bundespostministerium für alle 
Dienstzweige zusammengefaßt wahrgenommen. Der Personal- 
bestand im Postreisedienst beträgt — auf Vollkräfte umgerech- 
net — 7700 Kräfte. Allein rund 1100 davon setzen sich zusam- 
men aus Splitteranteilen bei über 20 000 Beschäftigten, die mit 
weniger als ß lo ihrer Wochenarbeitszeit für den Postreisedienst 
und mit über 'Vio ihrer Wochenarbeitszeit für andere Dienst- 
zweige arbeiten. 


6. Vv^ie ist die Kfz-UnLerhaltung für die rund 50 000 Kfz der Deut- 
schen Bundespost organisiert? Werden besondere Werkstätten 
für Omnibusse unterhalten? 


Die Deutsche Bundespost setzt in sämtlichen Dienstzweigen das 
Kraftfahrzeug als betriebliches Hilfsmittel ein; sie ist mit rund 
50 000 Kfz der größte zivile Kfz-Halter Europas. Entsprechend 
ihrer auf die Bedienung der Fläche ausgerichteten Aufgaben- 
stellung ist es nötig, die Fahrzeuge in einer Vielzahl von Stütz- 
punkten zu stationieren. Die Kfz-Unterhaltung muß als Hilfs- 
dienst dieser betrieblichen Gegebenheit folgen, um eine wirt- 
schaftliche und betriebsnahe Betreuung der Fahrzeuge sicherzu- 
stellen. In den Unterhaltungsanlagen werden sämtliche zum 
Versorgungsbereich des kraftfahrtechnischen Stützpunkts ge- 
hörenden Fahrzeuge — gleichgültig welchem Dienstzweig sie 
dienen - - behandelt. 

Besondere Werkstätten für einzelne Fahrzeugarten (z. B. Om- 
nibusse) werden nicht unterhalten, vielmehr v/erden im In- 
teresse einer größtmöglichen Wirtschaftlichkeit die Vorteile 
eines Verbundbetriebs voll ausgenutzt. Im übrigen gelten auch 
für die Kfz-Unterhaltung die Ausführungen zur Frage Num- 
mer 5. 


7 . Welche personellen, organisatorischen, betrieblichen und wirt- 
schaftlichen Folgen entstehen für die Deutsche Bundespost bei 
einer Ausgliederung des Postreisedienstes? 


Die Ausgliederung des Postreisedienstes würde sich in erster 
Linie auf das Fahr- und Werkstattpersonal auswirken. Eine 
Verwendung dieser Spezialkräfte in den übrigen Postdiensten 
würde auf große Schwierigkeiten stoßen und wäre mit Orts- 
wechsel, Versetzung in andere Dienststellen und Berufswechsel 
und außerdem mit finanziellen Einbußen für die Betroffenen 
verbunden. Es handelt sich allein bei diesem Personenkreis um 
mehr als 5000 Menschen. 
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Die Betriebsführung des Postreisedienstes wird von rund 260 
Postämtern der insgesamt rund 760 Postämter im Verbund mit 
den Betriebs- und Verwaltungsaufgaben für die anderen Dienst- 
zweige der Deutschen Bundespost wahrgenommen. Diese Ämter 
sind über das Bundesgebiet verstreut, ihre Größe und der Um- 
fang ihrer Aufgaben für den Postreisedienst sind entsprechend 
der jeweiligen Lage und Verkehrsstruktur unterschiedlich. Ne- 
ben Postämtern, die mit über 60 v. H. bis 70 v. H. ihres Gesamt- 
betriebs am Reisedienst beteiligt sind, gibt es auch Ämter, bei 
denen der Omnibusdienst nur einen bescheidenen Anteil aus- 
macht. Für den Fall einer Äusgliederung ist die Betriebs- und 
Verwaltungsorganisation sämtlicher 260 Postämter zu über- 
prüfen und entsprechend der verringerten Aufgabenstellung 
neu zu ordnen, um eine leistungsfähige und kostengünstige 
Abwicklung des übrigen Betriebs- und Verwaltungsbereichs 
sicherzustellen. 


Besondere Bedeutung bekommt dieses Problem für die Kraft- 
fahrzeug-Unterhaltung, die — wie bereits zu Frage Nummer 6 
ausgeführt — vollständig im Verbund für sämtliche Kraftfahr- 
zeuge der Deutschen Bundespost durchgeführt wird. Der Weg- 
fall der Omnibusse, die als technisch hochwertige Großfahr- 
zeuge und wegen der besonderen Anforderungen an die Ver- 
kehssicherheit rund 30 v. H. bis 40 v. H. des gesamten Unter- 
haltungsvolumens erbringen, läßt hier voraussichtlich eine er- 
hebliche personelle und sächliche Überkapazität entstehen, die 
nicht kurzfristig abgebaut werden kann. 


Ebenso wird die Frage der Postsachenbeförderung neu zu regeln 
sein, soweit sie bislang über Linien des Postreisedienstes abge- 
wickelt wurde. 


Die wirtschaftlichen Folgen {Restkosten) einer Ausgliederung 
können erst dann zuverlässig angegeben werden, wenn der 
Umfang der notwendigen personellen, organisatorischen und 
betrieblichen Maßnahmen bekannt ist. Dies setzt voraus, daß 
Klarheit über die beabsichtigten Änderungen und die künftige 
Gestaltung der Omnibusdienste besteht. Es besteht aber kein 
Zweifel, daß die wirtschaftlichen Folgen sehr beachtlich sein 
werden. 


In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß die Bun- 
desregierung am 6. Mai 1968 die beiden Verwaltungen u. a. be- 
auftragt hat, bis zum 1. Januar 1969 einen Plan für eine Zusam- 
menlegung der beiden Omnibusdienste unter Berücksichtigung 
möglicher Alternativen vorzulegen. 
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Die Lösungsmöglichkeiten der in der vorliegenden Anfrage 
aufgeworfenen Probleme werden bei der Erarbeitung dieses 
Planes eine bedeutende Rolle spielen müssen. 
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8. Kamen die Fachressorts bei der Auswertung des Treuarbeit- 
gutachtens zu dem Ergebnis, die Zusammenlegung bei der Bahn 
vorzuschlagen? 

Die Fachressorts haben die Zusammenlegung der bundeseige- 
nen Omnibusdienste bei der Bahn nicht vorgeschlagen. 


9. Welche Maßnahmen wurden für den Postreisedienst durchge- 
führt, um die Wirtschaftlichkeit zu verbessern? Können noch 
weitere, wirkungsvolle Rationalisierungsmaßnahmen in der Zu- 
kunft getroffen werden? 

Bereits 1960 hat die Deutsche Bundespost eine besondere Ar- 
beitsgruppe eingesetzt mit dem Auftrag, Möglichkeiten zur 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des Postreisedienstes auf- 
zuzeigen und entsprechende Rationalisierungsmaßnahmen 
durchzuführen. Bei gleichbleibendem Verkehrsaufkommen und 
Leistungsangebot wurden bis Ende 1967 z. B. der Kräftebestand 
im Postreisedienst um 4462 Kräfte ( — 38,4 v. H.) und der post- 
eigene Omnibusbestand um 1595 Einheiten ( — 41,2 v. H.) ver- 
mindert sowie die durchschnittliche Jahresfahrleistung eines 
Omnibusfahrers um 9276 km (J- 32, 2 v. H.) und eines posteige- 
nen Omnibusses um 15 736 km (+ 40,1 v. H.) erhöht. Gleich- 
zeitig wurden in verstärktem Umfang Auftragnehmer-Omni- 
busse eingesetzt; Ende 1967 waren im Postreisedienst 1521 pri- 
vate Omnibusse beschäftigt neben 2272 posteigenen Omnibus- 
sen. 

Die Arbeitsgruppe hat unverzüglich nach Vorliegen des Gut- 
achtens der Treuarbeit ihre Arbeit unter Berücksichtigung der 
dort gemachten Vorschläge fortgesetzt. Es ist zu erwarten, daß 
in den - — auch von der Treuarbeit besonders herausgestell- 
ten — Bereichen „Kraftfahrzeugunterhaltung" und „Verwal- 
tungsdienst" die Wirtschaftlichkeit noch weiter verbessert wer- 
den kann. 


Dr. Dollinger 



